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Zur gerichtlichen Praxis beim Erlaß einstweiliger Verfügungen

In der Praxis der Gerichte spielen einstweilige Ver­
fügungen auch heute noch eine nicht unerhebliche 
Rolle. Untersuchungen haben jedoch gezeigt, daß die 
Arbeitsweise der Gerichte auf diesem Gebiet nicht 
immer dem Charakter dieser besonderen Verfahrensart 
entspricht und ihre gesetzliche Regelung teils miß­
verstanden, teils nicht beachtet wird. Insbeson­
dere werden die Voraussetzungen für den Erlaß einer 
einstweiligen Verfügung nicht immer mit der erforder­
lichen Sorgfalt geprüft.

Sicherungsfunktion der einstweiligen Verfügung 
und mündliche Verhandlung

Die einstweilige Verfügung dient nicht der endgülti­
gen Befriedigung des Gläubigers, sondern der Siche­
rung gefährdeter Rechte oder der Regelung eines 
einstweiligen Zustands. Begriffswesentlich für sie ist 
also ihr Sicherungszweck. Es kommt daher auf ein 
schnelles Eingreifen des Gerichts gegen die vollstrek- 
kungsbehindernden Maßnahmen des Schuldners (§ 935 
ZPO) oder zur Regelung eines einstweiligen Zustands 
(§ 940 ZPO) an, um dem Gläubiger bis zum Erlaß eines 
Vollstreckungstitels in der Hauptsache vorläufigen 
Rechtsschutz zu gewähren.
Diese stets eine zügige Verfahrensweise erfordernde 
Sicherungsfunktion der einstweiligen Verfügung ver­
langt, daß unverzüglich nach Eingang des Antrags ein 
naher Termin zur mündlichen Verhandlung anberaumt 
wird (§ 937 ZPO). Handelt es sich um einen besonders 
dringenden Fall, kann ausnahmsweise ohne vorherige 
mündliche Verhandlung sofort durch Beschluß ent­
schieden werden. Dabei ist aber darauf hinzuweisen, 
daß Dringlichkeit kein Merkmal des Verfügungsgrun­
des, sondern lediglich bedeutsam für die Verfahrens­
weise ist1. In der Praxis ist jedoch gerade bei diesen 
Verfahren zu beobachten, daß sie in einer die Rechte 
der Beteiligten erheblich verletzenden Art und Weise 
verschleppt werden.
Sö ging z. B. bei einem Kreisgericht am-19. November 
1968 ein Antrag auf Erlaß einer einstweiligen Verfü­
gung ein, mit der dem Antragsgegner untersagt wer­
den sollte, ein Fernsehgerät zu veräußern. Diesen An­
trag übersandte das Kreisgericht am 28. November dem 
Antragsgegner zur Stellungnahme. Dieser teilte — wie 
nicht anders zu erwarten war — mit, daß das Fernseh­
gerät inzwischen verkauft worden sei. Daraufhin wies 
das Kreisgericht mit Beschluß vom 19. Dezember den 
Antrag zurück, weil der Antragsgegner wegen des Ver­
kaufs des Geräts nicht mehr dessen Eigentümer sei. 
Das ist geradezu ein Musterbeispiel dafür, wie in sol­
chen Fällen nicht verfahren werden darf. Eine Kolli­
sion mit den §§ 936, 922 Abs. 3 ZPO, wonach dem 
Gegner ein das Verfügungsgesuch zurückweisender Be­
schluß nicht einmal mitgeteilt werden darf, liegt.auf 
der Hand. Es muß daher betont werden: Für die 
Übersendung des Gesuchs an den Gegner zur Stellung­
nahme ist bei einstweiligen Verfügungen kein Raum. 
Das verbietet sich aus der Sicherungsfunktion der 
einstweiligen Verfügung von selbst und ist deshalb 
auch nicht gesetzlich vorgesehen.
In diesen Verfahren orientiert § 937 ZPO grundsätzlich 
auf Durchführung einer mündlichen Verhandlung. So­
weit das Gesetz jedoch in dringenden Fällen eine Ent­
scheidung ohne mündliche Verhandlung zuläßt, fordert
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es gerade nicht das vorherige Anhören des Gegners. 
Anderenfalls wäre jede schnelle Entscheidung zum 
Schutze und zur Sicherung der Rechte des Antrag­
stellers von vornherein in Frage gestellt.
Diese Grundsätze werden von den Bezirksgerichten im 
allgemeinen richtig erkannt und insbesondere in ihrer 
Anleitungstätigkeit beachtet. Dennoch gibt es auch hier 
Entscheidungen, die bedenklich und mit der Funktion 
der einstweiligen Verfügung unvereinbar sind.
In dem bereits angeführten Beispiel hatte der An­
tragsteller Beschwerde gegen den seinen Antrag auf 
Erlaß einer einstweiligen Verfügung zurückweisenden 
Beschluß des Kreisgerichts vom 19. Dezember 1968 ein­
gelegt (§ 567 ZPO). Die Beschwerde ging am 22. Januar 
1969 beim Bezirksgericht ein. Mit Beschluß vom
21. März 1969, also zwei Monate später, hat es den an­
gefochtenen Beschluß aufgehoben und das Verfahren 
„wegen ungenügender Aufklärung des Sachverhalts“ 
zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an das 
Kreisgericht zurückverwiesen.
Eine solche Entscheidung im Beschwerde- oder Be­
rufungsverfahren verträgt sich jedoch nicht mit dem 
Sicherungscharakter des Verfügungsverfahrens. In ihm 
kommt es auch in der zweiten Instanz darauf an, mit 
der gebotenen Unverzüglichkeit über das Rechtsmittel 
zu entscheiden, und zwar endgültig. Daraus ergibt sich, 
daß für eine Zurückverweisung der Sache kein Raum ist. 
Aus der vom Bezirksgericht gegebenen Begründung 
geht hervor, daß es zwischen dem Verfahren über den 
Erlaß einer einstweiligen Verfügung und dem Verfah­
ren zur Hauptsache nicht klar getrennt und insbeson­
dere das Verfügungsverfahren fehlerhaft als Teil der 
Zwangsvollstreckung betrachtet hat. Daher stellt es 
Anforderungen, die zwar für das Verfahren zur 
Hauptsache gelten, im Verfügungsverfahren aber nicht 
anwendbar sind.
Für den Erlaß einer einstweiligen Verfügung ist Glaub­
haftmachung des Verfügungsanspruchs und des Ver­
fügungsgrundes durch den Antragsteller genügend, 
aber auch erforderlich (§§ 936, 920 ZPO). Dabei kommen 
nur Beweismittel in Betracht, die spätestens in der 
mündlichen Verhandlung vorliegen. Beweisbeschlüsse 
oder sonstige erst in der mündlichen Verhandlung er­
gehende Beweisanordnungen sind unzulässig (§ 294 
Abs. 2 ZPO).
Soweit das Bezirksgericht eine Glaubhaftmachung, ja 
sogar eine Beweisführung für die Behauptung des An­
tragsgegners über den Verkauf des Fernsehgeräts for­
derte, verkennt es also Wesen und Funktion dieser be­
sonderen Verfahrensart.

Verfügungsanspruch und Verfügungsgrund
Auf den sich aus § 937 Abs. 2 ZPO ergebenden Grund­
satz der Durchführung einer mündlichen Verhandlung 
über das Verfügungsgesuch (im Gegensatz zum Arrest­
gesuch) wurde bereits hingewiesen. Verfehlt wäre es 
jedoch, auch in den Fällen, in denen Verfügungsan­
spruch oder Verfügungsgrund von vornherein fehlen, 
auf die Durchführung einer mündlichen Verhandlung 
zu orientieren.
In einem solchen Falle hatte ein Kreisgericht den am
3. März 1969 eingegangenen Verfügungsantrag mit Be­
schluß vom 12. März 1969 zurückgewiesen. (Auch eine 
Bearbeitungszeit von neun Tagen kann in diesen Ver­
fahren nicht befriedigen.) Die Begründung, daß ein 
Verfügungsgrund nicht vorliege, war richtig, wenn 
auch das Kreisgericht die Rechtslage nicht zutreffend
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